
4äpndessozialgericht I m N a m e n d e 5 V o l k e s
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Verkündet am
47„ April 1970

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsbeklagte,

_
ProzeßbeVOllmäChtigt63

= ° ° ° ° n u 9 ° ° . e 9 ° °

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerir,

— Prozeßbevollmächtigte: „ . . . . „
„.‚

. „ . . . . „

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 17° April 1970 durch

Senat5präsident Dr° L a n g k e i t

- Vorsitzender —,
Bundesrichter S p i e l m e y e r und
Bundesrichter S c h r o e d e r — P r i n tze

Bundessozialrichter R ü b s t e c k und

Bundessozialrichter R e i m e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision der beklagten Allgemeinen Ortskranken—
kasse Hamburg wird das Urteil des Landessozialgerichts
Hamburg vom 15„ April 4969 aufgehoben°

Die Klage wird abgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind nicht
zu erstatten‚
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Die Klägerin bezieht seit Jahren eine Witwenrente.

Daneben ist sie mit Unterbrechungen versicherungs-

pflichtig beschäftigt gewesen, zuletzt vom 14° Juni

bis 27° August 1965°

Seit 189 April 1965 war sie wegen derselben Krankheit

wiederholt arbeitsunfähig° Sie erhielt von der beklag-

ten Allgemeinen Ortskrankenkasse Krankengeld: für die

Zeit vom 19° April bis 25° Oktober 1965 = 188 Tage,

vom 17° März bis 14° Mai 1964 = 59 Tage, vom 15° bis

17° Juni 1964 = 5 Tage, vom 18° Juli bis 15° August

1964 = 27 Tage,
vom 15" Oktober bis 8° November 1964

= 27 Tage, vom 18° Dezember 1964 bis 24° Januar 1965

= 58 Tage‚ vom 15° März bis 25° Mai 1965 = 69 Tage und

vom 25° Juni bis 2° November 1965 = 155 Tage, insgesamt

also in der Zeit vom 19° April 1965 bis 2° November 1965

für 546 Tage = 78 Wochen°

Mit Bescheid vom 16° November 1967 bewilligte die Landes»

versicherungsanstalt Freie und Hansestadt Hamburg der

Klägerin Rente wegen Berufsunfähigkeit (BU) für die Zeit

vom 50° März 1966 bis 51° März 1968°

Die Klägerin, die über das Ende des letzten Krankengeld—

bezuges — den 2. November 1965 — hinaus wegen derselben

Krankheit arbeitsunfähig geblieben ist, beantragte am
10° Januar 1968, ihr vom18° April 1966 an erneut Kran;

kengeld zu zahlen" Die Beklagte lehnte dies — auch nach

Widerspruch der Klägerin — ab: Am 18. April 1966 — dem
Beginn einer neuen Dreijahresfrist i»S. des 5 185 Abs° 2

Satz 1 der Reichsversicherungsordnung (RVG) - habe ein

- 5 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5-

Versicherungsverhältnis mit Anspruch auf Krankengeld

nicht mehr bestanden (@ 165 Abs° 1 Nr„ 5 RVG), Selbst

wenn aber die Klägerin noch einmal einen neuen Kran—

kengeldanspruch erlangt habe, ruhe dieser nach 5 216

Abs° } RVG für seine gesamte Dauer; denn das Fortbe—

stehen der Arbeitsunfähigkeit über den ersten Drei-

jahreszeitraum hinaus sei ihr — der Kasse — erst

mit Schreiben vom 9° Januar 1968 angezeigt worden.

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte verurteilt,
der Klägerin ab 18° April 1966 erneut Krankengeld

bis zur gesetzlichen Höchstdauer zu gewähren, die

Klage jedoch insoweit abgewiesen, als es die Anrechen-

barkeit der BU—Rentebejaht hat (Urteil vom25 Se"p-
tember'1968)°

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der
Beklagten zurückgewiesen: Sei der Versicherungsfall

— die Krankheit — während des Bestehens eines Ver-

sicherungsverhältnisses mit Krankengeldberechtigung

eingetreten, so sei der Anspruch auf Krankengeld in

diesem Zeitpunkt dem Grunde nach entstanden° Es

könne ihn nicht mehr berühren, wenn der Versicherte
später Mitglied der Rentnerkrankenversicherung werde°

Der am 18° April 1966 wiederaufgelebte Krankengeld—

anspruch der Klägerin habe auch nicht nach 5 216 EVO

geruht° Ein Versicherter, der seit seiner letzten
Meldung durchgehend arbeitsunfähig gewesen sei,

brauche sich bei Beginn einer neuen Dreijahresfrist

nicht erneut arbeitsunfähig zu melden (Urteil vom

15‚ April 1969). ‘

Mit der — vom LSG zugelassenen — Revision trägt die

Beklagte vor: Wenn der Anspruch auf Krankengeld nach
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Ablauf der Dreijahresfrist wiederauflebe, obwohl der

Versicherte inzwischen Empfänger einer Rente wegen BU

geworden sei, dann könne dieser Versicherte - jeweils

mit Unterbrechungen von 78 Wochen — im Extremfall sein

Leben lang Krankengeld_ erhalten° Das widerspreche dem

Wesen der gesetzlichen Krankenvers1cherung, die primär

für kurzfristige Risiken eingerichtet sei° Die erneute

Meldung auch einer durchgehenden Arbeitsunfäbigkeit bei

Beginn einer neuen Dreijahresfrist müsse deshalb gefor—

dert werden, weil die Krankenkasse sonst vor die Notwen—

digkeit gestellt sei, die Arbeitsunfähigkeit einer großen

Zahl von Versicherten auch in den langen Zeiträumen zu

überwachen, in denen diese Versicherten keinen Anspruch

auf Krankengeld hätten, und in denen es überdies zwei—

felhaft sei, ob es im Laufe des Versicherungsfalls je—

mals wieder zu einem Krankengeldbezug kommen werde,

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des LSG Hamburg vom 15° April

1969 und des SG Hamburg vom 25„ Septem—

ber 1968, soweit sie dem Klageanspruch
stattgegeben haben, aufzuheben und die

Klage abzuweisen‚

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisene

II

Die Revision ist begründet°

Nach 5 485 Abs. 2 Satz 1 RVGwird Krankengeld ohne
zeitliche Begrenzung gewährt, für den Fall der Arbeits—

unfähigkeit wegen derselben Krankheit jedoch für höchstens
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'78 Wochen innerhalb von je drei Jahren, gerechnet vom

Tage des Beginns der Arbeitsünfähigkeit an° Wie der
Senat in seinem Urteil vom 28° April 1967 (BSG 26,

245) entschieden hat, kann eine Krankenkasse, die
innerhalb von drei Jahren bis 78 Wochen Krankenhaus—

pflege wegen derselben Krankheit gewährt hat, die wei-

tere Gewährung Von Krankengeld oder Krankenhauspflege

nach Ablauf von drei Jahren nicht deswegen verweigern,

weil die Arbeitsunfähigkeit oder Krankenhauspflegebe—

dürftigkeit ununterbrochen fortbestanden hat° Ein nach

@ 185 Abs„ 2 RVO erschöpfter Krankengeldan3pruch lebt

nach Ablauf der Dreijahresfrist aber auch dann wieder

auf, wenn keine dauernde Arbeitsunfähigkeit des Ver-

sicherten vorgelegen hat, sondern die Zeit der Arbeits-

unfähigkeit durch eine Zeit der Arbeitsfähiékäit‘un-'
terbrochen werden ist (Urteil des Senats vom 20„ März

1969 — } RK 54/67 —, H28 1969, 241)° Ein solcher Fall

liegt hier vor: Die Klägerin ist wegen derselben Krank-

keit ab 18° April 1965 mit Unterbrechungen über einen

längeren Zeitraum als drei Jahre arbeitsunfähig ge—

wesen° Der innerhalb des ersten Dreijahreszeitraums

erschöpfte Krankengeldanspruch lebte also am 18° April

1966 wieder auf°

Wie das LSG zutreffend angenommen hat, konnte das

Wiederaufleben des Krankengeldanspruchs am 18° April

1966 nicht daran scheitern, daß die Klägerin seit dem

50„ März 1966 als Rentnerin (€ 165 Abs° 1 Nr‚ 5 EVO)

krankenversichert ist und als solche nach 5 182 Abs° 1

Nr° 2 BVD keinen AnsPruch auf Krankengeld hat‚ Nach

der feststehenden Recht5prechung des Senats sind alle

Ansprüche des Versicherten, die aus dem Versicherungs—

fall — der Krankheit
— entstehen können, ihrem Rechts—

grunde nach auf den Eintritt des Versicherungsfalls

— die Erkrankung - zurückbezogen (Grundsatz der Ein-

heit des Versicherungsfalls; vgl° BSG 5, 285, 286;
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46, 477, 479; 48, 422, 425; 22, 445, 446; 25, 57, 58;

26, 57, 58; SozR Nr° 40 zu @485 RVG; Urteile des Senats

vom 54, Okt° 4967 - 5 RK 42/64 — und vom 48° November

4969 — SozR Nr° 45 zu 5 485 RVG)° Die Entstehung und

der Fortbestand aller dieser Ansprüche setzen allein

voraus, daß der Versicherungsfall während eines Ver—

sicherungsverhältnisses mit entsprechender Anspruchs—

berechtigung eingetreten ist. Ist diese "Grundvoraus—

setzung" (BVAin GENr° 5545, AN1944, 58, 59) einmal
gegeben, so hat es für die weitere Abwicklung des Ver—

sicherungsfalls keine Bedeutung, wenn die Mitgliedschaft

des Versicherten bei der Krankenkasse erlischt (BSG 22,

445, 446; 26, 57‚ 58; Urteil des Senats MQ@„4& Noveme„‚
ber 4969 aaO) oder sich in eine Mitgliedschaft wandelt,

die einen Anspruch dieses Inhalts nicht mehr umfaßt

(BSG 25, 57, 59; SozR Nr, 40 zu 5 485 RVG; Urteil des

Senats vom 54° Oktober 4967 - 5 RK 42/64 _), Wie der

Senat in SozR Nr° 40 zu 5 485 EVO und BSG 25, 57, 59

dargelegt hat, bleibt insbesondere ein aus dem früheren

Versicherungsverhältnis "nachgehender" Anspruch auf Krzn—

kengeld auch dann bestehen, wenn die Arbeitsunfähigkeit

erst während einer Mitgliedschaft ohne Krankengeldbe—

rechtigung eingetreten ist° Das muß um so mehr gelten,

wenn die Arbeitsunfähigkeit - wie die im.vorliegenden

Fall maßgebende — noch während einer krankengeldberech—
tigten Mitgliedschaft eingesetzt und über die Umgestaltung

des Versicherungsverhältnisses hinaus fortbestanden hat;

Allerdings betreffen die zuletzt genannten Entscheidungen

des Senats nur Fälle aus der Übergangszeit nach Inkraft—

treten des Leistungsverbesserungsgesetzes (Leistungs»'

verbesserungsG) vom 42. Juli 4964 (BGBl I 945), in denen‚
die nach neuem Recht geltende längere Bezügsdauer von'

78 Wochen noch nicht erschöpft war‚ In den Urteilen vom
28, April 4967 (BSG 26, 245) und vom 20. März 4969
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— 5‘RK 54/67 — (WZS 4969, 244), in denen ausgesprochen
ist, daß ein innerhalb von drei Jahren (nach neuem

Recht) erschöpfter Anspruch auf Krankengeld (Kran-

kenhauspflege) nach Ablauf der Dreijahresfrist er-
neut für die gesetzlich vorgesehene Dauer aufleben

kann, brauchte der Senat die hier anstehende Frage

nicht zu entscheiden; denn in beiden Fällen bestand

zu Beginn des neuen Dreijahreszeitraums noch eine

Mitgliedschaft, die den Anspruch auf Krankengeld

(Krankenhauspflege) einschloß°

Die Erwägungen, von denen sich der Senat in den Über-

gangsfällen hat leiten lassen, sind jedoch nicht auf

eine besondere, nur in diesen Fällen gegebene Inter—

essenlage beschränkt„ Es handelt sich vielmehr um
Überlegungen, die allgemein aus dem Grundsatz der

Einheit des Versicherungsfalls abgeleitet sind (vgl.

insbes° BSG 16, 177, 478 f)‚ Nach diesem kann es kei-

nen Unterschied machen, aus welchem Grunde — Inkraft—

treten des neuen Leistungsrechts oder Beginn einer

neuen Dreijahresfrist LS° des 5 185 Abs, 2 Satz 1

RVG — ein (vorläufig) erschöpfter Anspruch auf Kran-

kengeld (Krankenhauspflege) wiederauflebt° Stets sind

— von gesetzlich geregelten Ausnahmen abgesehen (vgl„

@ 206 i„V„m„ @ 506 Abs° 4 BVD und dazu BSG 18, 122) -
auch die neuen Leistungszeiten den versicherungs—

rechtlichen Bedingungen unterworfen, die bei Ein—

tritt des Versicherungsfalls vorgelegen haben; es

kommt nicht darauf an, daß zu Beginn eines neuen
Leistungszeitraums noch eine Mitgliedschaft mit An-

3pru0h auf Krankengeld (Krankenhauspflege) besteht,

sofern diese nur bei Eintritt des Versicherungsfalls
bestanden hat.
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Es widerspräche auch dem Willen des Gesetzgebers, die

sich aus der Einheit des Versicherungsfalls ergebenden

Konsequenzen auf den ersten Dreijahreszeitraum zu be-

schränken° Der Zweck der Neuregelung, vor allem den

schwer und langdauernd erkrankten Versicherten einen

besseren Versicherungsschutz zu gewährleisten (vgl° die

Begründung zu 5 496 des Entwurfs eines Krankenversiche—

rungs—Neuregelungsgesetzes, BT-Drucks‚ Nr° 4540, 5° Wahlp.),

würde weitgehend verfehlt, wenn der erneute Bezug von

Krankengeld nach Ablauf von drei Jahren an das Vorliegen

einer Mitgliedschaft mit entsprechender Anspruchsberech—
tigung gebunden wäre° Unter dieser Voraussetzung würde

nämlich der überwiegende Teil solcher Versicherten nicht

in den Genuß einer erneuten Krankengeldzahlung kommen:

Nach Abschn° I Nr" 6 "zu 5 544 Satz 4 BVG" des Verbesserungsu

erlasses vom 2° November 4945 (AN S° 485) bleiben Arbeits—

unfähige Mitglieder, solange die Kasse ihnen Krankengeld

zu gewähren hat oder Krankengeld oder Krankenhauspflege

gewährt° Wird die Zahlung des Krankengeldes wegen Ablaufs

der gesetzlich vorgesehenen Leistungsdauer eingestellt,

so endet regelmäßig die Mitgliedschaft° Da diese nach

Auffassung der Beklagten Voraussetzung für den erneuten

Bezug von Krankengeld innerhalb einer neuen Dreijahrés—

frist ist, könnte sie folgerichtig auch nicht mit einem

— von ihr abhähgenden
— Wiedereinsetzen des Krankengeld—

anspruchs wiederaufleben (vgl° dazu BSG 22, 445, 447;

Peters, Handbuch der Krankenversicherung, Teil II/2,

Stand: Dez° 4969, Ann° 4 a zu 5 544 EVO)° Sie könnte
also bei fortbestehender Arbeitsunfähigkeit nur noch auf

5 465 Abs„ 4 Nr„5 oder 5 345 RVGberuhen. Den nach 5 465
Abs" 4 Nr" 5 RVO versicherten Rentnern (Rentenantrag—

stellern) Steht aber kein Anspruch auf Krankengeld zu

(€ 482 Abs° 4 Nr„ 2 RVG)° Nichts anderes gilt in der
Regel für die gemäß 5’345 EVO Weiterversicherten;
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denn die gesetzlichen Krankenkassen haben fast durch—

weg von der in 5 245 RVO vorgesehenen Möglichkeit Ge—

brauch gemacht, die Gewährung von Krankengeld und Haus-

geld an diese Versicherten auszuschließen (vgl° Kagerer,

WZS 1968, 456, 157 f). '

\ ‚ ‘
Schließlich würde es nicht dem Sinn der Rentnerkran-

kenversicherung entsprechen, wenn mit ihrem Einsetzen

die Rechtsstellung der Rentner in der Krankenversiche—

rung gemindert würde (Urteil des Senats vom 25. Novem-

ber 1964 - SozR Nr„ 40 zu 5 485 EVO)°

Der seit dem 18. April 1966 erneut gegebene Kranken-

geldanspruch hat aber nach 5 216 Abs. 5 Satz 4VRVO
bis zur erneuten Meldung der Arbeitsunfähigkeit am
10‚ Januar 1968 geruht„ Zwar ist die Klägerin nach den

unangefochtenen Feststellungen des LSG seit ihrer let„—

ten Meldung durchgehend arbeitsunfähig gewesen° Zu Un—

recht meint sie aber, sich auf die Grundsätzliche Ent—

scheidung Hr° 4625 (AK 4955, 250) des Reichsversiche—

rungsamts (BVA) berufen zu können, wonach bei einem

solchen Sachverhalt nur eine einmalige Meldung erforderlich

ist„ Das RVA hat dazu ausgeführt: Zweck jener Vorschrift “
sei es, der Kasse die Nachprüfung der Voraussetzungen

des Krankengeldbezuges zu erleichtern° Es bleibe aber

Aufgabe der Krankenkasse, von sich aus festzustellen,

wie lange die rechtzeitig gemeldete Arbeitsunfähigkeit

wirklich bestehe°

Diese Entscheidung ist jedoch zu einer Zeit ergangen,
als die Krankengeldbezugsdauer 26 Wochen betrug und

dann der Versicherte ausgesteuert wurde, somit der

Versicherungsfall in dieser Beziehung für die Kranken-

kasse sein Ende fund° Durch die neue Fassung des 5 185
Abs. 2 EVO hat sich aber die Rechtslage grundlegend
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geändert° Jetzt wird Krankengeld für den Fall der Arbeits—

unfähigkeit'wegen derselben Krankheit für höchstens

78 Wochen'innerhalb von je drei Jahren gewährt. Auch

bei ununterbrochener Arbeitsunfähigkeit kann es also

zu einem ständigen Wechsel von Bezugszeiten und lei—

stungsfreien Zeiten kommen° Angesichts dessen hieße es
die Kontrollpflicht der Krankenkasse übérspannen, wollte

man sie nunmehr noch mit der Aufgabe belasten, das Fort—

bestehen der Arbeitsunfähigkeit auch während der leistungs—

freien Zeiten laufend zu überwachen° Vielmehr kann es dem

Versicherten als demjenigen, der Leistungen von der Kran—

kenkasse begehrt, zugemutet werden, nach Ablauf des lei—

stungsfreien Intervalls bei Einsetzen der neuen Dreijahres—

frist seine Arbeitsunfähigkeit bei der Krankenkasse Zu

melden und seine Ansprüche auf abermalige Gewährung des

Krankengeldes geltend zu machen“ 5 246 Abs. 5 Satz 4 RVC

ist hier entsprechend anzuwenden°

Das Ruhen des Anspruchs auf Krankengeld hat zur Folge,

daß die bis zum Tage der Meldung verstrichene Bezugs—

zeit nicht zu Leistungen führt, daß also die Leistungs—

dauer um die Zeit, in welcher der Anspruch ruht, gekürzt

wird (BSG 29, 274, 274 = SozR Nr, 8 zu 5 246 RVG)°

Zur Zeit der erneuten Meldung der Arbeitsunfähigkeit

war unter Berücksichtigung des Umstandes, daß der Zeit—

raum des Rubens des Anspruchs nach 5 246 Abs° 5 Satz 4

RVO auf die Bezugszéit nach 5 485 Abs, 2 Satz 4 RVOan—
zurechnen ist, die weitere Bezugszeit abgelaufen, Bei der

Berechnung des Dreijahreszeitraums des 5 485 Abs° Satz 4

EVO ist nach dém'Grundsatz der starren Rahmenfrist (Block—

frist) vorzugehen, d.‚h° der erstmalige Eintritt der Arbeits—

unfähigkeit-Wegen derselben Krankheit setzt eine Kette

aufeinanderfolgender Dreijahreszeiträume in Gang, innerlnlb

derer jeweils bis Zu 78 Wochen Krankengeld bezogen werden
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kann-(sovu„ao Schmatz/Fischwasser, Das Gesetz zur Ver—

besserung der wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter

im Krankheitsfalle,“4° Auf1„ 4961 3° 203; Schmatz, BAB1
4964, 504, 507; Richter, sz 4966, 75, 77 ff; Pfahiéf;“””“
ZfS 4969‚_497 jeweils mit weiteren Nachweisen)° Dafür

Spricht die Fassung des Gesetzes: Henn @ 183 Abs° 2

Satz 1 RVG den Tag des Beginns "der" Arbeitsunfähig—

keit für die Berechnung der Zeiträume "von je drei

Jahren" maßgebend sein läßt, so ist damit die Auffas-

=sung, ”die" Arbeitsunfähigkeit sei die bei oder nach

Eintritt des Versicherungsfalls erstmals auftretende

Arbeitsunfähigkeit,.besser vereinbar als die Meinung,

im Rahmendesselben Versicherungsfalls könne jede ih„„„„„.
Erscheinung tretende Arbeitsunfähigkeit eine neue Drei—

jahresfrist auslösen, so daß mehrere solcher Zeiträume

nebeneinander laufen können. Der letztgenannten Auf-

fassung (vgl° die Nachweise im Urteil des Senats vom

18‚ November 1969, SozR Nr‚ 1 zu 5 185 RVG) vermochte

der Senat nicht beizutreteno Die Kathode der "gleiten—

den Rahmenfrist" würde den Versicherten, der - um sei—
ner erweiterten Meldepflicht genügen zu können — den

Ablauf der Dreijahresfristeh selbst verfolgen muß,
.

oft vor eine für ihn kaum lösbare Aufgabe stellen,
„w„

Der vorliegende Fall zeigt, welche Bedeutung dem Ge—

sichtspunkt zukommt, daß die Fristberechnung auch für

den Versicherten überschaubar und anwendbar ist° Dies

ist aber nur bei Zugrundelegung der "Blockfristberech—

nung" gewährleistet° Regelmäßig wird diese Methode,

bei der nur der Beginn der ersten maßgeblichen Ar-

beitsunfähigkeit festzustellen ist und damit die sich

hieraus ergebenden Dreijahresfristen in einfachster

Weise festgelegt sind, auch für die Träger der gesetz—„
lichen Krankenversicherung weniger Verwaltungsaufwand

als die der gleitenden Rahmenfrist verursachen. Daß

— als Folge der hier vertretenen Auffassung — ein
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Versicherter ugU° durchgehend_bis zu 456 Wochen Kranken-

geld beziehen kann, widerspricht nicht der Absicht des

Gesetzgebers‚ wie der Senat in seinem bereits genannten

Urteil vom 18a November 1969 (aaO) näher dargelegt hat„

Die Kostenentscheidung ergeht nach 5 495 des Sozial—

gerichtsgesetzes°
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